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KANN OSTERREICH
GLYPHOSAT VERBIETEN?

1. Vorgeschichte des osterreichischen Glyphosatverbots

Im Herbst 2017 z&hlte Osterreich zu jenen Landern, die gegen die EU-Wiedergenehmigung des
Pestizidwirkstoffs Glyphosat gestimmt hatten. Dies, obwohl das zustandige OVP-gefiihrte Land-
wirtschaftsministerium ein Glyphosatverbot zuvor stets abgelehnt hatte. Das Osterreichische
,Nein* war die Folge eines Parlamentsbeschlusses von SPO, Griinen und FPO. Dieser war zwei
Wochen vor der Nationalratswahl 2017 im freien Spiel der Krafte zustande gekommen und hatte
den Landwirtschaftsminister (OVP) fortan dazu verpflichtet, in Briissel gegen die Wiedergeneh-
migung von Glyphosat zu stimmen.

Nachdem am 27. November 2017 der deutsche Agrarminister Christian Schmidt, indem er gegen
die Geschaftsordnung der deutschen Bundesregierung und die Koalitionsvereinbarung verstiel,
den Weg fir eine europaische Wiedergenehmigung von Glyphosat geebnet hatte, gingen in Os-
terreich die Wogen hoch. Meinungsumfragen zufolge wunschten sich damals uber 80 Prozent der
Burgerinnen und Burger ein osterreichisches Glyphosatverbot.


https://www.ots.at/presseaussendung/OTS_20171003_OTS0166/global-2000-begruesst-oesterreichisches-nein-zu-glyphosat
https://www.zeit.de/politik/deutschland/2017-11/glyphosat-entscheidung-merkel-ruegt-alleingang-von-csu-agrarminister?utm_referrer=https%3A%2F%2Fwww.google.at%2F
https://www.zeit.de/politik/deutschland/2017-11/glyphosat-entscheidung-merkel-ruegt-alleingang-von-csu-agrarminister?utm_referrer=https%3A%2F%2Fwww.google.at%2F

In der Folge geriet im November und Dezember 2017 politisch so manches in Bewegung:

e Noch am selben Tag gab die SPO am 27. November - nun als Oppositionspartei - bekannt,
sie werde einen Gesetzesantrag fur ein nationales Verbot von Glyphosat einbringen.

e Am 13. Dezember sprach sich erstmals auch die OVP fir ein Verbot von Glyphosat aus: Der
designierte dsterreichische Bundeskanzler, Sebastian Kurz (OVP), machte die Causa zur
Chefsache, als er in der meistgelesenen Zeitung des Landes (Kronen Zeitung) den von der
EU-Wiedergenehmigung enttduschten Osterreicherlnnen ein Verbot von Glyphosat ver-
sprach.

e Noch am selben Tag wurde ein Verbot von Glypho§at »als eine der ersten Maknahmen der
gemeinsamen Regierungsarbeit” von OVP und FPO angeklindigt; man bewerte die .Risiken
flr Gesundheit und Umwelt als zu hoch®.

e Ebenfalls am selben Tag brachte die SPO ihren zuvor angekiindigten Gesetzesantrag ein:
Das osterreichische Pflanzenschutzmittelgesetz sollte um den folgenden Satz: ,Das Inver-
kehrbringen von Pflanzenschutzmitteln mit dem Wirkstoff Glyphosat ist im Sinne des Vor-
sorgeprinzips verboten” erganzt werden.

e Doch schon am Folgetag dampfte die dem Landwirtschaftsministerium unterstellte Agentur
fir Gesundheit und Erndhrungssicherheit (AGES) die Hoffnungen der Osterreicherlnnen auf
ein baldiges Glyphosaterbot: Ein solches sei mit EU-Recht nicht vereinbar. Dabei berief sich
die AGES auf ein vom Landwirtschaftsministerium beauftragtes (damals nicht 6ffentlich ein-
sehbares) Rechtsgutachten des Europarechtlers Prof. Walter Obwexer von der Universitat
Innsbruck.

e Das Landwirtschaftsministerium beauftragte in der Folge eine ,,Nationale Machbarkeitsstu-
die zum Glyphosatausstieg®. Diese solle die Moglichkeiten und Auswirkungen eines Aus-
stiegs aus Glyphosat abklaren.

Der Gesetzesantrag fur ein Glyphosatverbot blieb in der Folge eineinhalb Jahre liegen. Denn fort-
an blockierten die beiden Regierungsparteien die Behandlung des SPO-Antrags mit dem Argu-
ment, man wolle zuerst die Ergebnisse der Machbarkeitsstudie abwarten. Aber deren Veroffent-
lichung wurde mehrfach verschoben.

Neue Bewegung in die Diskussion brachte das Ende der Regierung Kurz | infolge des Ibiza-Skan-
dals:

e Im freien Spiel der Krafte konnte die SPO ihren Gesetzesantrag nun auf die parlamentarische
Agenda bringen; als Abstimmungstermin wurde der 2. Juli 2019 fixiert.

e Die OVP argumentierte, dass ein Totalverbot von Glyphosat EU-rechtswidrig sei und brachte
einen eigenen Antrag ein. Dieser sah anstelle eines Totalverbots lediglich Beschrankungen
der Anwendung im privaten und kommunalen Bereich vor (genannt wurden etwa spezifi-
sche Anwendungsverbote rund um Kindergarten und Schulen).

e Am Vortag der Abstimmung uber das Glyphosatverbot wurde in einer kurzfristig einberu-
fenen Pressekonferenz schlieldlich auch die ,Machbarkeitsstudie zum Glyphosatausstieg”
prasentiert, die das Landwirtschaftsministerium im Dezember 2017 beauftragt hatte. Diese
stiitzt die Argumentation der OVP, wonach ein ésterreichisches Verbot von Glyphosat nicht
EU-rechtskonform ware.


https://www.ots.at/presseaussendung/OTS_20171127_OTS0145/schieder-spoe-wird-antrag-fuer-nationales-verbot-von-glyphosat-einbringen
https://www.diepresse.com/5337721/ovp-und-fpo-wollen-glyphosat-in-osterreich-verbieten
https://www.diepresse.com/5337721/ovp-und-fpo-wollen-glyphosat-in-osterreich-verbieten
https://www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXVI/A/A_00018/fnameorig_675994.html
https://www.zukunft-pflanzenbau.at/fileadmin/Redakteure_ZP/Zukunft_Pflanzenbau/Glyphosat/Vortrag_Sinkovits_Durchführungsverordnung_der_Kommission.pdf
https://www.zukunft-pflanzenbau.at/fileadmin/Redakteure_ZP/Zukunft_Pflanzenbau/Glyphosat/Vortrag_Sinkovits_Durchführungsverordnung_der_Kommission.pdf
https://www.ots.at/presseaussendung/OTS_20190612_OTS0195/lindinger-ein-glyphosat-verbot-muss-eu-konform-sein-wie-der-oevp-antrag
https://www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXVI/A/A_00909/imfname_756364.pdf
https://www.ots.at/presseaussendung/OTS_20190612_OTS0195/lindinger-ein-glyphosat-verbot-muss-eu-konform-sein-wie-der-oevp-antrag
https://www.ots.at/presseaussendung/OTS_20190612_OTS0195/lindinger-ein-glyphosat-verbot-muss-eu-konform-sein-wie-der-oevp-antrag
https://www.bmlrt.gv.at/dam/jcr:acbc2379-c87b-4448-81e3-e70fe73fe0e2/Endbericht_Glyphosat_Forschungsprojekt_Nr_101347_08_2019_b.pdf

Die Machbarkeitsstudie wiederum beruft sich mit dieser Rechtsinterpretation auf jenes
Rechtsgutachten von Walter Obwexer, das Obwexer im Dezember 2017, ebenfalls im Auf-
trag des Landwirtschaftsministeriums, verfasst hatte. Auch dieses Gutachten wurde am 1.
Juli, und damit ein Tag vor der Abstimmung im Parlament, den Parteien und der Offentlich-
keit erstmals zuganglich gemacht.

Wie Walter Obwexer bereits am 14. Juni 2019 im Gesprach mit der Austria Presse Agentur (APA)
ausgefluhrt hatte, besagt sein Rechtsgutachten im Wesentlichen, dass ein ,nationaler Alleingang”
bei einem Glyphosatverbot nur unter zwei Bedingungen maoglich sei:

1. Es mussten neue wissenschaftliche Erkenntnisse vorgelegt werden, die bei der Zulassung

von Glyphosat 2017 nicht bekannt waren.

2. Es mussten spezielle Probleme etwa fir Umwelt oder Gesundheit nachgewiesen werden,

die es nur in Osterreich, aber in keinem anderen EU-Staat gibt.

Beide Voraussetzungen mussten Walter Obwexer zufolge erfullt sein, damit ein Verbot
EU-rechtskonform ware, laut Machbarkeitsstudie ware jedoch keine der Bedingungen erfullt.

2. Notifizierung in zwei Anlaufen

Offenbar wenig irritiert durch die in der Machbarkeitsstudie geauléerten Bedenken stimm-
ten am 2. Juli 2019 alle Parlamentsparteien mit Ausnahme der OVP fiir ein Totalverbot von
Glyphosat, welches — vorbehaltlich einer ordnungsgemaften Notifizierung bei der EU-Kom-
mission —am 1. Janner 2020 in Kraft treten sollte.

Am 29. August wurde der vom Nationalrat beschlossene Gesetzestext der EU-Kommission
zur Notifizierung vorgelegt.

Als Anfang Dezember klar wurde, dass die EU-Kommission im Notifizierungsverfahren keine
-ausfuhrliche Stellungnahme® (deren Nichtberlcksichtigung hatte ein Vertragsverletzungs-
verfahren ermdglicht), sondern lediglich ,Bemerkungen* (ibermittelt hatte, sahen SPO und
Grune sowie GLOBAL 2000 und Greenpeace die Voraussetzungen flr ein Inkrafttreten des
Verbots mit 1. Janner als erfullt an.

Die Landwirtschaftskammer (LKO) hingegen verwies auf eine ,unklare Rechtssituation“ und
ubte heftige Kritik an der EU-Kommission, da diese ,bei der Notifikation keine ausfuhrliche
Stellungnahme gegen den Beschluss eingebracht” und somit ,von ihrer Einspruchsmaoglich-
keit nicht Gebrauch gemacht” habe. Die Kommission wurde zwar die dsterreichische Vor-
gangsweise kritisieren, letztlich untersage sie aber das Anwendungsverbot nicht, lautete
die Kritik der LKO. Zugleich verwies die LKO auf Verfahrensmangel bei der Notifizierung des
Gesetzes und erklarte unter Berufung auf den Europarechtler Walter Obwexer, es gabe ,im
Interesse der Rechtssicherheit gewichtige Grinde, das Gesetz nicht am 1.1.2020 in Kraft
treten zu lassen®, etwa um ein Vertragsverletzungsverfahren wegen Verletzung der Notifi-
zierungspflicht zu vermeiden.

Tatsachlich hatte die Kommission beanstandet, dass das Gesetz bereits als Entwurf hatte
notifiziert werden mussen und nicht erst nach dem Beschluss durch den National- und Bun-
desrat. Die interimistische Bundeskanzlerin Brigitte Bierlein erklarte in der Folge, dass ,das
vom Nationalrat beschlossene Glyphosatverbot aus rechtlichen Griinden nicht kundgemacht
werden® konne.


https://www.bmlrt.gv.at/dam/jcr:38ef04e0-5212-406e-a8e7-c4d21998d1ed/Stellungnahme%20Oberwexer_Unionsrechtliche%20Rahmenbedingungen%20betreffend%20Zulassungs-%20und%20Anwendungsbeschränkungen.pdf
https://www.salzburg24.at/news/oesterreich/glyphosat-generelles-verbot-verstoesst-gegen-eu-recht-71722261
https://www.ots.at/presseaussendung/OTS_20191202_OTS0156/glyphosatverbot-spoe-riesenerfolg-fuer-umwelt-artenvielfalt-und-gesunde-lebensmittel
https://www.ots.at/presseaussendung/OTS_20191202_OTS0179/hammer-oesterreichisches-glyphosatverbot-kann-endlich-in-kraft-treten
https://www.ots.at/presseaussendung/OTS_20191202_OTS0141/eu-kommission-gibt-gruenes-licht-fuer-oesterreichisches-glyphosatverbot
https://www.ots.at/presseaussendung/OTS_20191202_OTS0113/greenpeace-oesterreichisches-glyphosat-verbot-tritt-mit-112020-in-kraft
https://www.ots.at/presseaussendung/OTS_20191202_OTS0171/glyphosat-verbot-lk-oesterreich-kritisiert-scheinheilige-haltung-der-eu-kommission
https://orf.at/stories/3146963/

Am 18. Mai 2020 wurde der Gesetzestext daher ein zweites Mal - jetzt als Entwurf - der
Europaischen Kommission zur Notifizierung vorgelegt.

Nach Ablauf der dreimonatigen Stillhaltefrist hatte sich Tschechien in Form einer (nicht 6f-
fentlichen) ,,ausfuhrlichen Stellungnahme* geaulRert. Darin moniert Tschechien, dass die Zu-
lassung von Glyphosat auf EU-Ebene verlangert wurde und das Osterreichische Verbot des-
halb ,ein potentielles Hemmnis fur den freien Warenverkehr auf dem Binnenmarkt“ darstelle.
Die Stillhaltefrist wurde durch die ausfuhrliche Stellungnahme Tschechiens automatisch um
weitere drei Monate verlangert.

Die Europaische Kommission hingegen verzichtete erneut auf eine ,,ausfthrliche Stellung-
nahme” (deren Nicht-Berucksichtigung die Voraussetzungen fur ein Vertragsverletzungsver-
fahren gegen Osterreich schaffen kdnnte): Jenes fiinfseitige Schreiben, in dem die Kommis-
sion die osterreichische Begrundung fur das Glyphosatverbot kritisiert und erklart, dass ,ein
vollstandiges Verbot aller Produkte, die einen bestimmten Wirkstoff enthalten, Bedenken
hinsichtlich der Vereinbarkeit mit dem EU-Rechtsrahmen zur Schaffung eines Systems fur
die Zulassung von Pflanzenschutzmitteln* aufwerfe, wurde in Form von ,Bemerkungen® (ge-
stutzt auf Artikel 5 Absatz 2 der Richtlinie 2015/1535)" Gbermittelt.

Dessen ungeachtet erklarte das Landwirtschaftsministerium am 19. September 2020 ge-
genuber der APA, die EU-Kommission habe ,,in einer Stellungnahme® einem dOsterreichischen
Glyphosatverbot ,eine klare Absage* erteilt.

GLOBAL 2000 wies darauf hin, dass diese Darstellung sachlich falsch (die EU-Kommission
hatte keine Stellungnahme an Osterreich Ubermittelt) und irrefihrend sei (die Kommission
erteilte keine Absage). Da diese Darstellung keine tragfahige Basis fur eine politische Ent-
scheidung sei, forderte GLOBAL 2000 vom Landwirtschaftsministerium eine Richtigstellung.

Ruckendeckung fur das Landwirtschaftsministerium kam umgehend von Walter Obwexer.
Dieser erklarte in einem Interview mit der Nachrichtenagentur APA vom 19. August 2020,
dass ,die auf Art 5 Abs 2 Richtlinie 2015/1535 gestutzten - ,Bemerkungen’ der Kommission
als ,ausfiihrliche Stellungnahme® iSv Art 6 Abs 2 Richtlinie 2015/1535 zu werten* seien.
Obwexer sah in der gegenstandlichen Mitteilung der Kommission sein Rechtsgutachten vom
Dezember 2017 bestatigt.

Dem widerspricht allerdings der renommierte Europarechtsexperte, Univ.-Prof. Dr. Geert Van
Calster, Leiter des Instituts flr Europarecht und Internationales Recht an der belgischen Uni-
versitat KU Leuven, in einem Hintergrundgesprach mit GLOBAL 2000 (Oktober 2020). Van
Calster betont, dass die Klassifizierung der Mitteilung als ,,Bemerkungen® oder als ,,ausflihr-
liche Stellungnahme® die damit verbundenen Rechtsfolgen eindeutig definiert und die Klassi-
fizierung dem Absender — im vorliegenden Fall also der Europaischen Kommission — obliege
und keinesfalls dem Adressaten. Eine ,ausflhrliche Stellungnahme' ziehe ganzlich andere
Rechtsfolgen nach sich als Bemerkungen dies tun. Sie verpflichte den Adressaten, sich mit
den darin behaupteten Unionsrechtsverstolien auseinanderzusetzen und die Kommission
uber Maldnahmen zu unterrichten, die er aufgrund der vorgelegten Stellungnahme zu ergrei-
fen beabsichtige. Tue er das nicht, dann konne die Kommission ein Vertragsverletzungsver-
fahren gegen ihn einleiten. Bei Nicht-Berlcksichtigung von ,Bemerkungen’ lagen hingegen
die Voraussetzungen fur ein Vertragsverletzungsverfahren nicht vor.



https://ec.europa.eu/growth/tools-databases/tris/de/about-the-20151535/the-notification-procedure-in-brief1/
https://ec.europa.eu/growth/tools-databases/tris/de/index.cfm/search/?trisaction=search.detail&year=2020&num=308&mLang=DE
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32015L1535&from=DE
https://www.ots.at/presseaussendung/OTS_20200819_OTS0110/global-2000-fordert-richtigstellung-von-landwirtschaftsministerium
https://www.global2000.at/presse/europarechtsexperte-glyphosatverbot-ist-machbar

e Dass die ,Klassifizierung als Bemerkung oder ausfuhrliche Stellungnahme durch den Er-
steller selbst erfolgt®, hatte zuvor schon die Parlamentsdirektion in einem Schreiben an die
Clubchefs der Fraktionen mitgeteilt und festgestellt dass die Europaische Kommission eben
~-Bemerkungen” Ubermittelt hatte.

e Das Landwirtschaftsministerium beharrt jedoch bis heute auf seiner Darstellung, dass die
EU-Kommission einem Glyphosatverbot eine Absage erteilt habe. Diese Interpretation fand
breiten Widerhall in den Medien: Nationale Alleingange bei Pestizidverboten seien mit EU-
Recht nicht vereinbar, so der Tenor.

3. Nationale Pestizidverbote in anderen EU-Staaten

In Frage gestellt wird obige Darstellung des Landwirtschaftsministeriums auch durch die bereits
umgesetzten Pestizidverbote in anderen EU-Staaten. Dazu zahlt beispielsweise das 2018 in
Frankreich umgesetzte Neonicotinoidverbot oder das 2020 in Luxemburg umgesetzte Glyphosat-
verbot.

3.1Verbot aller Neonicotinoide in Frankreich

Das franzosische Neonicotinoidverbot weist auffallende Parallelen zum 6sterreichischen Gypho-
satverbot auf:

e Das Verbot basiert auf einem Gesetzesvorschlag (Artikel 83), der ein Verbot aller Neonicoti-
noide und ,neonicotinoidartigen” Insektizide vorsieht.

e Wie das osterreichische Glyphosatverbot musste auch dieser Gesetzesvorschlag der
EU-Kommission zur Notifizierung vorgelegt werden.

e Wie gegeniiber Osterreich hatte die Kommission auch gegeniiber Frankreich auf eine ,aus-
fuhrliche Stellungnahme* verzichtet und lediglich ,Bemerkungen® GUbermittelt.

e Wie beim oOsterreichischen Glyphosatverbot hatte ein anderes EU-Mitglied (hier war das
Ungarn) eine ,ausfuhrliche Stellungnahme® abgegeben und somit die Stillhaltefrist automa-
tisch um weitere drei Monate verlangert.

Frankreich setzte schliel’lich nach Ablauf der Stillhaltefrist am 1. September 2018 das Verbot in
Kraft. Mit dem Verbot wurden in Frankreich alle Pflanzenschutzmittel mit den Wirkstoffen Thiaclo-
prid oder Acetamiprid aus dem Verkehr gezogen®. In einer Presseaussendung erklarte das zustan-
dige Ministerium, dass das Verbot bei der Kommission erfolgreich notifiziert worden sei; Frank-
reich ware jetzt mehr denn je fuhrend beim Verbot von Pflanzenschutzmitteln, die fur Bestauber
gefahrlich sind.

Begrundet wird das Verbot auf der Website des Ministeriums mit der ,Bekampfung des Verlusts
der biologischen Vielfalt und dem Schutz der Bienen®. Der Industrieverband der Pestizidhersteller
klagte gegen das franzosische Neonicotinoidverbot. In einer ersten Entscheidung des Europai-
schen Gerichtshofs vom 8. Oktober 2020 wurde allerdings Frankreich Recht gegeben: Die Be-
grundung, mit der Frankreich das Pestizidverbot rechtfertigte, sei (rechtlich) wirksam gewesen.

1 Acetamiprid ist nach wie vor EU-weit zugelassen, wahrend Thiacloprid zwischenzeitlich als
Jreproduktionstoxisch* (Kat. 1B) eingestuft und EU-weit aus dem Verkehr gezogen wurde.


https://www.ots.at/presseaussendung/OTS_20200821_OTS0066/parlamentsdirektion-bestaetigt-bemerkung-der-kommission-zu-glyphosat-ist-keine-ausfuehrliche-stellungnahme
https://www.legifrance.gouv.fr/affichTexte.do;jsessionid=702D1C4C41DBFB79B23245B3C2C59A06.tplgfr31s_2?cidTexte=JORFTEXT000037547946&dateTexte=&oldAction=rechJO&categorieLien=id&idJO=JORFCONT000037547943
https://solidarites-sante.gouv.fr/actualites/presse/communiques-de-presse/article/entree-en-vigueur-de-l-interdiction-des-neonicotinoides-le-1er-septembre
https://solidarites-sante.gouv.fr/actualites/presse/communiques-de-presse/article/entree-en-vigueur-de-l-interdiction-des-neonicotinoides-le-1er-septembre
https://agriculture.gouv.fr/egalim-ce-que-contient-la-loi-agriculture-et-alimentation
https://curia.europa.eu/jcms/upload/docs/application/pdf/2020-10/cp200129en.pdf

3.2 Glyphosatverbot in Luxemburg

Einen anderen Weg wahlte Luxemburg bei seinem landesweiten Verbot von Glyphosat. Im Hin-
tergrundgesprach mit GLOBAL 2000 erklarte Mag. Francois Benoy, Vorsitzender des Umweltaus-
schusses und Vize-Vorsitzender des Agrarausschusses im luxemburgischen Parlament:

,Wie in Osterreich stand auch in Luxemburg eine groRe Mehrheit der Bevélkerung und eine
Mehrheit im Parlament hinter dem Glyphosatverbot. Deshalb unterstltzen wir einerseits seit
2019 den freiwilligen Verzicht von Landwirten auf glyphosathaltige Pestizide im Rahmen
eines Forderprogramms. Am 1. Februar 2020 zog die zustandige Behorde auf der Grundlage
eines Regierungsubereinkommens schlielRlich die Zulassung aller glyphosathaltiger Pflanzen-
schutzmittel zuriick. Die Ubergangsfrist fiir den Abverkauf von Altbestanden ist am 30. Juni
2020 abgelaufen; die Ubergangsfrist fiir ihre Verwendung endet mit 31. Dezember 2020.*

Riickfragehinweis:

Dr. Helmut Burtscher-Schaden
GLOBAL 2000 Umweltchemiker
+43 699 14 2000 34
helmut.burtscher@global2000.at


https://agriculture.public.lu/dam-assets/publications/ma/dossier/glyphosat/20200116-Press-release-Luxembourg-bans-use-of-Glyphosate.pdf
https://www.ots.at/presseaussendung/OTS_20201009_OTS0002/europarechtsexperte-glyphosatverbot-ist-machbar
https://www.ots.at/presseaussendung/OTS_20201009_OTS0002/europarechtsexperte-glyphosatverbot-ist-machbar

